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Foto: Marco LimbergFrauenpower: Seit Jahren wächst hierzulande die Zahl der weiblichen Gemeindevorsitzenden.

von  Ayala  Goldmann

Unprätentiös, nicht von persönlicher Eitel-
keit getrieben und sozial engagiert: Mit
Lala Süsskind steht seit dieser Woche zum
ersten Mal eine Frau an der Spitze der
Jüdischen Gemeinde zu Berlin. Dass die
Erwartungen an die langjährige WIZO-
Aktivistin so gewaltig sind, hängt nicht
nur mit dem desaströsen Zustand der
größten jüdischen Gemeinde Deutsch-
lands zusammen, sondern auch mit Fähig-
keiten, die traditionell eher Frauen als
Männern zugeschrieben werden: Brüche
zu kitten, Wogen zu glätten und das Wohl
der Gemeinschaft stärker im Blick zu ha-
ben als das scheinbare Prestige, das der
Vorsitz einer jüdischen Gemeinde in
Deutschland mit sich bringen kann.

Womöglich sind die Berliner Hoffnun-
gen berechtigt. Natürlich sind Frauen we-
der die besseren Menschen noch die besse-
ren Juden. Doch seit Jahren wächst die
Zahl der weiblichen Vorsitzenden jüdi-
scher Gemeinden. Unter anderem in Biele-
feld, Oldenburg, Braunschweig, Dort-
mund, Göttingen und Kassel haben Jüdin-
nen den Hut auf. Ausnahmen bestätigen
die Regel.

Doch generell ist das Bild ermutigend:
Frauen, so hört man, seien in der Gemein-
dearbeit weniger profilierungs- und streit-
süchtig, arbeiteten konzentrierter und er-
folgreicher in der Integration der Zuwan-
derer. Gerade in kleineren Gemeinden
kommt es darauf an, dass die Mitglieder
sich persönlich verstanden und angespro-
chen fühlen – eine Stärke der Frauen.
Zwar nimmt die Zahl der weiblichen Füh-
rungskräfte ab, je dünner die Luft wird,
Charlotte Knobloch, die Präsidentin des

Zentralrats der Juden, einmal ausgenom-
men. Unter den Vorsitzenden der Landes-
verbände oder in den anderen Gremien
sind Frauen immer noch deutlich in der
Minderheit. Dennoch könnte auch hier
gelten, was die Vorsitzende einer Gemein-
de im Norden Deutschlands sagt: „Ein aus-
gewogenes Mann-Frau-Verhältnis führt
dazu, dass sich alle besser benehmen.“
Nicht nur in der Berliner Gemeinde ist es
vor allem der rüde Tonfall, der viele Juden
vor einem Engagement zurückschrecken
oder an Austritt denken lässt.

Eine deutsche Merkwürdigkeit aber
bleibt, dass die Zahl der weiblichen Ge-
meindevorsitzenden in den vergangenen
Jahren stetig gestiegen ist, die Gleichbe-
rechtigung im Gottesdienst jedoch eine
Forderung der Liberalen bleibt. In den
USA sitzen Frauen und Männer in den
meisten Synagogen selbstverständlich ne-
beneinander. Rabbinerinnen, Kantorinnen
und weibliche Mohalot (Beschneiderin-
nen) gehören fest zum Gemeindeleben,
ihre Autorität wird nicht in Frage gestellt.
In Deutschland gibt es genau eine (!) fest
angestellte Gemeinderabbinerin und eine
einzige (!) Gemeindekantorin – beide in
Berlin. In den meisten jüdischen Gottes-
diensten hierzulande werden Frauen nicht
zur Tora aufgerufen. Die Mechize, der Vor-
hang, oder das Gitter zwischen den Ge-
schlechtern ist immer noch fester Be-
standteil vieler Synagogen. Oder: Die Frau-
en werden auf die Empore verbannt. Und
wenn sie auf eine zivile Eheschließung ver-
zichten und rabbinisch heiraten, kann es
ihnen im Fall der Scheidung passieren,
dass sie Jahre auf den Scheidebrief warten
müssen – den nur der Mann ausstellen
darf. Das orthodoxe Jerusalemer Oberrab-

binat wirft seine Schatten bis nach
Deutschland – und auch andere Bewegun-
gen geben deutschen Jüdinnen ein konkre-
tes Beispiel, wie verheiratete jüdische Frau-
en auszusehen haben: mit Scheitel und
Perücke, wie in Polen im 16. Jahrhundert.

Dennoch können auch Frauen in ortho-
dox geprägten Gemeinden ihren Einfluss
stärker nutzen. Weibliche Minjanim und
Rosch-Chodesch-Gottesdienste, meint zu-
mindest eine Gemeindevorsitzende, wür-
den von orthodoxen Rabbinern nicht auto-
matisch boykottiert. Einen Versuch wäre
es in manchen Gemeinden sicherlich wert.

Die Aktivistinnen der liberalen jüdi-
schen Bewegungen wiederum sollten
mehr Verständnis für die Gefühlslage vie-
ler jüdischer Frauen aufbringen, denen
Religion einfach nicht wichtig genug ist,
um für die Gleichberechtigung der Frau in
der Synagoge zu kämpfen. Das bedeutet ja
nicht, dass diese Frauen auf Einfluss im
Gemeindeleben oder auf ihre Berufstätig-
keit verzichten wollen. Im Gegenteil. Und
gerade Frauen, die ehrenamtlich in den
Gemeinden arbeiten, weil ihr finanzieller
Hintergrund ihnen dieses Engagement
erlaubt, kennen die Bedürfnisse anderer
Frauen oft sehr gut – und werden hoffent-
lich die Ersten sein, die sich für die Grün-
dung, den Ausbau oder die Sanierung von
Gemeinde-Kitas einsetzen – auch für Kin-
der unter drei Jahren. Denn die Gräben
zwischen orthodoxen und liberalen, zwi-
schen berufstätigen und ehrenamtlich ar-
beitenden Frauen sind diejenigen, die in
den jüdischen Gemeinden wohl noch am
einfachsten zu schließen sind.

Die Autorin ist Print- und Hörfunkjournalis-
tin in Berlin. (vgl. auch Seiten 3 und 17)
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! einspruch !
Hannes Stein hat einen

Vorschlag für die Zukunft

des Gasastreifens 

Man kann mir ja einen vom Pferd erzählen,
meinetwegen auch vieles vom Araber-
hengst. Folgendes aber glaube ich eher
nicht: Dass die Israelis nicht mitbekommen
hätten, dass die Palästinenser in Hamastan
– das in der Weltpresse seltsamerweise im-
mer noch „Gasastreifen" genannt wird – ei-
nen Ausbruch in Richtung Ägypten plan-
ten. Natürlich wussten sie. Und sie haben
die Jungs in aller Seelenruhe machen, feilen
und buddeln lassen. Warum nur?

Wer die Motivation verstehen will, soll-
te sich von einer netten Politphrase verab-
schieden: „zwei Staaten für zwei Völker“.
Nein, chabibi! Es wird im Nahen Osten
keinen Palästinenserstaat geben. Wie soll-
te er auch funktionieren, wenn Tulkarem,
Nablus, Ramallah und Gasa-Stadt von jun-
gen Männern überlaufen sind, denen nie-
mand – nicht Palästinenserpräsident Mah-
mud Abbas, nicht die Knesset, nicht die
USA und schon gar nicht die Europäische
Union –, wirklich niemand Arbeitsplätze,
Lohn und Ehre in Aussicht stellen kann?
Das heißt aber: Israel wird sich auf Gren-
zen zurückziehen, die es für verteidigbar
hält, und auf das Beste hoffen.

Das Beste wäre, wenn der Gasastreifen
an Ägypten zurückfiele und das haschemi-
tische Königreich künftig jenen Teil des
Westjordanlandes kontrolliert, den Israel
irgendwann räumen wird. Folglich hat Is-
rael zunächst einmal ein vitales Interesse
daran, dass Hamastan zum ägyptischen
Problem wird. Will sagen, wenn die Gren-
ze zu Ägypten bricht, ist das gar nicht ver-
kehrt. Die ägyptische Diktatur begegnet in
der Hamas ja ihrer eigenen fundamentalis-
tischen Opposition, der Muslimbrüder-
schaft. Eher früher als später wird sie sich
damit auseinandersetzen müssen – nicht
aus Liebe zu Israel, sondern weil Hosni
Mubarak und Genossen gar keine andere
Wahl bleibt.

Sollte Ägypten offen die Kontrolle über
Hamastan übernehmen, hätte Israel jeden
Grund, Freudenböller zu zünden. Denn für
den Raketenbeschuss israelischer Städte
könnte danach die Regierung in Kairo ver-
antwortlich gemacht werden.
(vgl. dazu auch Seite 2)

„Ich hoffe, das war ein
Missverständnis“

Noach Flug über Fasching,
die Schoa und den 27. Januar

Herr Flug, am Sonntag war der 63. Jah-
restag der Befreiung des Konzentrations-
lagers Auschwitz. Wie haben Sie den In-
ternationalen Holocaust-Gedenktag be-
gangen?
flug: Ich war in Warschau und habe dort an
einer Sitzung des Auschwitz-Rates teilgenom-
men. Es ging um das neue Ausstellungspro-
gramm des Museums. In Auschwitz selbst
fand, wie in jedem Jahr, eine große Ge-
denkfeier mit Überlebenden und offiziellen
Vertretern aus vielen Ländern statt.

Etwa zeitgleich zu der Gedenkfeier in
Auschwitz zog in München ein Faschings-
zug durch die Stadt. Was empfinden Sie
als Auschwitz-Überlebender dabei?
flug: Ich hoffe, dass das ein Missverständnis
war. Hätten die Verantwortlichen dort nach-
gedacht, hätten sie ihren Faschingszug viel-
leicht einen Tag später veranstaltet. Aber
doch nicht am 27. Januar! Diesen Tag zu ei-
nem des Gedenkens und Nachdenkens zu
machen, geht schließlich auf die Initiative
von Bundespräsident Roman Herzog zurück.
Er hatte damals in Auschwitz mit Überleben-
den darüber gesprochen. Ich glaube, es war
und ist eine gute Idee. Die Vereinten Natio-
nen haben dann 2005 den 27. Januar zum
Internationalen Holocaust-Gedenktag er-
klärt. Vor diesem Hintergrund kann man nur
sagen: Der Faschingsumzug in München
zeugt von Gedankenlosigkeit und Intoleranz.

Hätte angesichts der Kritik nicht wenigs-
tens die Stadt anders reagieren müssen?
flug: Noch einmal: Ich hoffe, dass es ein
Missverständnis war. Dieser Tag ist kein Tag
für Karnevalsveranstaltungen. Man kann
nicht einerseits an das Geschehen in Ausch-
witz erinnern und gleichzeitig Fasching fei-
ern. Aber das zeigt, dass wir uns beim ge-
meinsamen Gedenken immer noch auf dün-
nem Eis bewegen.

Die Veranstalter betonen, sie hätten zu
spät von der Terminkollision erfahren,
der Gedenktag für die Opfer des National-
sozialismus stünde nicht im Kalender.
flug: Das ist ein Fehler, der Tag sollte natür-
lich in jedem Kalender vermerkt sein. Es gibt
zwei Völker, denen das Gedenken und Nach-
denken an diesem Tag besonders wichtig
sein muss: Israel, das Volk der Opfer, und
Deutschland, das Volk der Täter. 

Mit dem Präsidenten des Internationalen
Auschwitz Komitees sprach Detlef David
Kauschke.

Noach Flug Foto: Marco Limberg


